
Diese Zuständigkeitsvereinbarung ist nach deutschem 
Recht formfrei. § 2 SchiedsgerichtsO erklärt eine beson­
dere Schiedsvereinbarung der Streitpartner für über­
flüssig, wenn die Zuständigkeit duch zwischenstaatliche 
Vereinbarungen für die Parteien bindend geregelt ist 
oder wenn der Verklagte, ohne die Unzuständigkeit des 
Schiedsgerichts zu rügen, sich auf die Verhandlung ein­
gelassen hat.
Die multilateralen direkten Regelungen des Außenhan­
delsliefervertrages im Bereich des RGW enthalten eine 
allgemeinverbindliche Schiedsgerichtsvorschrift, nach 
der für alle Streitigkeiten aus den Lieferverträgen 
grundsätzlich das Schiedsgericht im Lande des Verklag­
ten zuständig ist10. Ähnliche Bestimmungen enthalten 
die im RGW-Bereich geltenden direkten Regelungen 
über Montageleistungen und Kundendienst für Maschi­
nen und Ausrüstungen11. Die bilateralen Vereinbarun­
gen zwischen der DDR und den nicht zum RGW gehö­
renden sozialistischen Staaten über Warenlieferungen 
und Leistungen sehen auch die Zuständigkeit des 
Schiedsgerichts im Lande des Verklagten für die Klä­
rung eventueller Streitfragen vor.

Das obligatorische Güteverfahren
Als einziges sozialistisches Außenhandelsschiedsgericht 
hat das Schiedsgericht bei der Kammer für Außenhan­
del der DDR das Schiedsverfahren in das obligatorische 
Güteverfahren und das eigentliche Streitverfahren un­
terteilt. Während das obligatorische Güteverfahren von 
dem Sekretär des Schiedsgerichts geleitet wird, obliegt 
die Durchführung des Streitverfahrens dem Schiedsaus- 
schuß.
Das Güteverfahren hat jedem Streitverfahren zwingend 
vorauszugehen. Sein Ziel ist es, eine gütliche Einigung 
zwischen den Parteien herbeizuführen. Nur wenn' der 
Schlichtungsversuch scheitert, wird auf Antrag des Klä­
gers das Streitverfahren durchgeführt. Erst dieser 
zweite Verfahrensabschnitt ist gebührenpflichtig.
Das obligatorische Güteverfahren hat sich in der Praxis 
bei Streitigkeiten zwischen DDR-Außenhandelsunter- 
nehmen und kapitalistischen Firmen als eine besonders 
zweckmäßige Einrichtung erwiesen. Die meisten der 
beim Schiedsgericht anhängig gemachten Streitigkeiten 
konnten durch Vergleich im Güteverfahren abgeschlos­
sen werden.
Auch in den. Fällen, in denen ein Vergleich nicht her­
beigeführt werden kann, ist das obligatorische Gütever-
W In § 65 der Allgemeinen Bedingungen für die Warenliefe­
rungen zwischen den Außenhandelsunternehmen der Teil­
nehmerländer des RGW (AB/RGW 1958) heißt es:
„Alle Streitigkeiten, die aus dem Vertrag oder im Zusammen­
hang mit dem Vertrag entstehen, unterliegen unter Ausschluß 
der allgemeinen Gerichtsbarkeit einem Schiedsgerichtsverfah- •> 
ren. Das Verfahren findet bei dem Schiedsgericht statt, das für 
solche Streitfälle im Lande des Beklagten besteht oder nach 
Vereinbarung der Partner bei einem Schiedsgericht in einem 
dritten Teilnehmerlande des Rates für gegenseitige Wirtschafts­
hilfe.
Widerklagen müssen bei dem Schiedsgericht verhandelt wer­
den, wo die Hauptklage anhängig ist.
Die Streitigkeiten werden nach den Verfahrensregeln des 
Schiedsgerichts, wo das Verfahren durchgeführt wird, ver­
handelt.
Die Entscheidungen des Schiedsgerichts sind endgültig und für 
beide Partner verbindlich.“
ll § 28 der Allgemeinen Kundendienstbedingungen des RGW 
1962 (AKB/RGW 1962) verweist auf § 65 AB/RGW 1958.
§ 47 der Allgemeinen Montagebedingungen des RGW 1962 (AMB/ 
RGW 1962) lautet:
„Alle Streitigkeiten, die aus dem Vertrag oder im Zusammen­
hang mit dem Vertrag entstehen, unterliegen unter Ausschluß 
der allgemeinen Gerichtsbarkeit einem Schiedsgerichtsverfah­
ren. Das Verfahren findet bei dem Schiedsgericht statt, das 
im Lande des Beklagten für Streitigkeiten aus Außenhandels­
verträgen besteht.
Widerklagen werden bei dem Schiedsgericht verhandelt, bei 
dem die Hauptklage anhängig ist.
Die Streitigkeiten werden nach den Verfahrensregeln des 
Schiedsgerichts, bei dem das Verfahren durchgeführt wird, ver­
handelt. Die Entscheidungen des Schiedsgerichts sind endgültig 
und für die Partner verbindlich.e

fahren vorteilhaft, weil dadurch die für die Beurteilung 
des Streitfalles wesentlichen Tatsachen ermittelt und 
die unterschiedlichen juristischen Positionen der Par­
teien herausgearbeitet werden. Der Schiedsausschuß 
kann das Streitverfahren an Hand der Protokolle des 
Güteverfahrens und der anderen Unterlagen so vorbe­
reiten, daß es mit äußerster Konzentration — meist in 
einer Sitzung — abgeschlossen werden kann.
Die Streitparteien wenden sich normalerweise erst an 
die Arbitrage, nachdem alle Möglichkeiten direkter 
Einigung erschöpft sind.
In den meisten Fällen ist der sog. Klageantrag seinem 
Wesen nach die Bitte um Vermittlung in einer kom­
merziellen Streitfrage, die die Geschäftspartner infolge 
der Kompliziertheit der Sache oder aus Gründen des 
Prestiges selbst zu lösen zeitweilig oder gar nicht in der 
Lage sind. Seltener sind die Anträge, mit denen ver­
sucht wird, die Autorität des Schiedsgerichts gewisser­
maßen als Machtmittel gegenüber in der Geschäfts­
moral nicht sonderlich starken Kaufleuten einzusetzen. 
Entsprechend diesen Erfahrungstatsachen versucht das 
Schiedsgericht zunächst einmal, zwischen den Parteien 
zu schlichten.
Das Streitverfahren
Allein das Streitverfahren vor einem Schiedsausschuß 
ist Schiedsverfahren im Sinne der ZPO. Für diesen Teil 
des Verfahrens gelten daher etwas strengere Form­
erfordernisse als für andere Abschnitte schiedsgericht­
licher Tätigkeit. Der Gang der Streitverhandlung gleicht 
in den Hauptpunkten dem zivilgerichtlichen Verfahren 
erster Instanz.
Das Wesen der Arbitrage bedingt es, daß die Schieds­
richter unabhängig von dem gescheiterten Schlichtungs­
versuch des Sekretärs aufs neue prüfen, ob für die Par­
teien eine Einigungsmöglichkeit besteht. Sehen sie da­
für keine Anhaltspunkte, oder lassen sich die Parteien 
auf Einigungsvorschläge des Schiedsäusschusses nicht 
ein, so wird in derselben Sitzung weiterverhandelt, bis 
die Sache rechtlich entscheidungsreif ist. Selten ist eine 
zweite Sitzung des Schiedsäusschusses notwendig. Dem­
entsprechend dauern die Schiedsverfahren vom Eingang 
das Klageantrags bis zur Verkündung des Schieds­
spruchs — bei aller Unterschiedlichkeit im Einzelfall — 
durchschnittlich sechs bis sieben Monate.
Dieses ausgeprägte Interesse an der Konzentration des 
Verfahrens beeinflußt in gewissem Sinne die Disposi­
tionsbefugnis der Parteien. Haben die Parteien ihre 
streitigen Angelegenheiten einmal dem Schiedsgericht 
zur Regulierung übergeben, so legen der Sekretär im 
Güteverfahren und der Schiedsausschuß zusammen mit 
dem Sekretär im Streitverfahren fest, welche Maßnah­
men zur schnellen sachlichen Klärung und Entscheidung 
der Streitfragen zu ergreifen sind. Nichts geschieht da­
bei gegen den Willen der Parteien; jeder einzelne ver­
fahrensmäßige Schritt wird mit ihnen — insbesondere 
mit der klägerischen Seite — abgestimmt. Der aktiven 
Rolle des Schiedsgerichts entspricht es, daß eben von 
ihm die Initiative zur konzentrierten Verfahrensdurch­
führung ausgeht.
In der internationalen Handelsarbitrage gibt es eine 
Vielzahl von Methoden zur Bildung von Schiedsaus- 
schüssen. Unterschiedlich sind auch die Funktionen der 
in diesen zusammengefaßten Schiedsrichter geregelt. 
Vielfach ist es den Parteien überlassen festzulegen, wie­
viel Schiedsrichter den Ausschuß bilden sollen. Die Ver­
fahrensordnungen sehen meist nur eine ungerade An­
zahl von Mitgliedern vor. Die Schiedsausschüsse des 
Schiedsgerichts bei der Kammer für Außenhandel der 
DDR sind mit drei Schiedsrichtern besetzt, von denen 
zwei von den Parteien aus einer Liste gewählt werden. 
Diese Schiedsrichter sind unbeschadet ihrer Wahl 
durch die Parteien nicht deren Interessenvertreter (§ 7
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